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G e s e t z
zum Staatsvertrag zwischen der Freien und

Hansestadt Hamburg, dem Land Mecklenburg-Vorpommern,
dem Land Niedersachsen und dem Land Schleswig-Holstein

zur zweiten Änderung des Staatsvertrages
zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg,

dem Land Mecklenburg-Vorpommern,
dem Land Niedersachsen und dem Land Schleswig-Holstein

über die Finanzierung der Zusammenarbeit
und der Förderfonds in der Metropolregion Hamburg

Vom 22. November 2016

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1

(1) Dem am 27. Juli/20. September 2016 unterzeichneten
Staatsvertrag zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg,
dem Land Mecklenburg-Vorpommern, dem Land Niedersach-
sen und dem Land Schleswig-Holstein zur zweiten Änderung
des Staatsvertrages zwischen der Freien und Hansestadt Ham-
burg, dem Land Mecklenburg-Vorpommern, dem Land Nieder-
sachsen und dem Land Schleswig-Holstein über die Finan-

zierung der Zusammenarbeit und der Förderfonds in der
Metropolregion Hamburg wird zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

(3) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 2
in Kraft tritt, ist im Niedersächsischen Gesetz- und Verord-
nungsblatt bekannt zu machen. 

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 22. November 2016

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Bernd  B u s e m a n n

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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Staatsvertrag
zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg,

dem Land Mecklenburg-Vorpommern,
dem Land Niedersachsen und dem Land Schleswig-Holstein

zur zweiten Änderung des Staatsvertrages 
zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg,

dem Land  Mecklenburg-Vorpommern,
dem Land Niedersachsen und dem Land Schleswig-Holstein

über die Finanzierung der Zusammenarbeit
und der Förderfonds in der Metropolregion Hamburg 

Die Freie und Hansestadt Hamburg,
vertreten durch den Ersten Bürgermeister,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,
vertreten durch den Ministerpräsidenten,

das Land Niedersachsen,
vertreten durch den Ministerpräsidenten,

das Land Schleswig-Holstein,
vertreten durch den Ministerpräsidenten,

schließen vorbehaltlich der Zustimmung
ihrer verfassungsmäßigen Organe

nachfolgenden Staatsvertrag:

Artikel 1

Der Staatsvertrag zwischen der Freien und Hansestadt Ham-
burg, dem Land Mecklenburg-Vorpommern, dem Land Nie-
dersachsen und dem Land Schleswig-Holstein über die Finan-
zierung der Zusammenarbeit und der Förderfonds in der Me-
tropolregion Hamburg vom 1. Dezember 2005 in seiner durch
den Staatsvertrag vom 19. Januar 2012 geänderten Fassung
wird wie folgt geändert:

1. Die Präambel wird wie folgt geändert:

a) Die Absätze 1 und 2 werden gestrichen. 

b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Absätze 1 und 2.

2. Artikel 1 erhält folgende Fassung:

„Artikel 1

Kooperationsraum

Der Kooperationsraum der Metropolregion Hamburg
wird durch den Kooperationsvertrag über die Zusammen-
arbeit in der Metropolregion Hamburg in seiner jeweils
geltenden Fassung festgelegt.“

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieser Staatsvertrag bedarf der Ratifikation. Die Ratifikations-
urkunden werden bei der Staatskanzlei Mecklenburg-Vor-
pommern hinterlegt, die den übrigen Beteiligten die Hinter-
legung der letzten Urkunde mitteilt. Dieser Vertrag tritt am Ers-
ten des auf die Hinterlegung der letzten Urkunde folgenden
Monats in Kraft.

Für den Senat der Freien und Hansestadt Hamburg
Der Erste Bürgermeister
Hamburg, den 06.09.2016
Olaf S c h o l z

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern
Der Ministerpräsident des Landes Mecklenburg-Vorpommern
Schwerin, den 27.07.2016
E. S e l l e r i n g

Für das Land Niedersachsen
Der Niedersächsische Ministerpräsident
Hannover, den 29.08.2016
Stephan W e i l

Für das Land Schleswig-Holstein
Der Ministerpräsident des Landes Schleswig-Holstein
Kiel, den 20.09.2016
Torsten A l b i g
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G e s e t z
zum Staatsvertrag zwischen der Freien Hansestadt Bremen

und dem Land Niedersachsen
über die Fortführung des Förderfonds

in der Metropolregion Bremen-Oldenburg
im Nordwesten e. V.

Vom 22. November 2016

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1

(1) Dem am 6. September 2016 unterzeichneten Staatsver-
trag zwischen der Freien Hansestadt Bremen und dem Land
Niedersachsen über die Fortführung des Förderfonds in der
Metropolregion Bremen-Oldenburg im Nordwesten e. V. wird
zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

(3) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 2
in Kraft tritt, ist im Niedersächsischen Gesetz- und Verord-
nungsblatt bekannt zu machen. 

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 22. November 2016

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Bernd  B u s e m a n n

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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Staatsvertrag
zwischen

der Freien Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen
über die Fortführung des Förderfonds

in der Metropolregion Bremen-Oldenburg
im Nordwesten e. V.

Die Freie Hansestadt Bremen,
vertreten durch den Präsidenten des Senats,

und

das Land Niedersachsen,
vertreten durch den Ministerpräsidenten,

schließen vorbehaltlich der Zustimmung ihrer verfassungsmäßig
berufenen Organe nachfolgenden Staatsvertrag:

Präambel

(1) Die Zusammenarbeit der beiden Länder in der Metropol-
region Bremen-Oldenburg im Nordwesten e. V. (im Folgenden:
Metropolregion Nordwest) soll Kooperationen zwischen Nie-
dersachsen und Bremen befördern und bildet die Klammer ei-
ner gemeinsamen Strukturpolitik im Nordwesten. Ziel ist die
Stärkung der wirtschaftlichen Potentiale und des Arbeitskräf-
tepotentials sowie die Förderung von Innovationen vor dem
Hintergrund des demographischen Wandels, die Unterstüt-
zung regionaler Infrastrukturvorhaben und ein gemeinsames
Marketing für den Nordwesten. Für die Zusammenarbeit im
stadtregionalen Verflechtungsbereich haben die Länder Nie-
dersachsen und Bremen bereits am 05.05.2009 einen Staats-
vertrag zur grenzüberschreitenden Raumordnung und Landes-
entwicklung geschlossen.

Seit der Aufnahme der Region Bremen-Oldenburg im Nord-
westen in den Kreis der europäischen Metropolregionen ist es
den Akteuren aus den Kommunen, den beiden Ländern und
der Wirtschaft und Wissenschaft gemeinsam gelungen, die
Potentiale der Metropolregion von ihren Häfen und ihrer ma-
ritimen Wirtschaft über die Wissenschaft und Forschungs-
landschaft bis hin zu den Branchennetzwerken der Automo-
bilwirtschaft, der Luft- und Raumfahrt, der Erneuerbaren
Energien, der Ernährungswirtschaft, der Gesundheitswirtschaft
und der Logistik konsequent auszubauen und als eine Region
mit hoher Lebensqualität und internationaler Wettbewerbs-
fähigkeit zu stärken und zu sichern.

Die Niedersächsische Landesregierung und der Senat der
Freien Hansestadt Bremen beabsichtigen, die Metropolregion
Nordwest weiterhin in ihrer Handlungsfähigkeit zu stärken.

(2) Der Förderfonds der Länder Bremen und Niedersachsen
für die Metropolregion Nordwest wird von beiden Ländern zu
gleichen Teilen unterhalten. Er ist ein zentrales Element zur
Entwicklung des Gesamtraumes im Sinne der gemeinsamen
Ziele. Nach der erfolgreichen Anpassung der verwaltungsmä-
ßigen Strukturen im Jahr 2015 soll der Förderfonds haushalts-
wirtschaftlich auf ein belastbares Fundament gestellt werden.

(3) Der Staatsvertrag soll den bremischen und niedersächsi-
schen Akteuren eine verlässliche Größe und den Ländern eine
verlässliche Planung für künftige Haushaltsjahre vorgeben.

Artikel 1

Förderfonds

(1) Zur Verbesserung der Struktur und Entwicklung des ge-
meinsamen Kooperationsraumes der Metropolregion Nord-
west verpflichten sich die Länder Bremen und Niedersachsen
zur Fortführung des im Jahre 2001 eingerichteten Förderfonds,
an dem sich beide Länder in Höhe von 260.000 € jährlich je
Land beteiligen.

(2) Der Förderfonds fördert insbesondere Projekte aus den
Themengebieten, die im Handlungsrahmen, den sich die Me-
tropolregion Nordwest gibt, vorrangig genannt sind.

(3) Besondere Bedeutung kommt dabei z. B. den institutio-
nalisierten Formen der stadtregionalen Zusammenarbeit mit
den Oberzentren in der Metropolregion zu. Gemäß der Ziel-
setzung des Staatsvertrags zur grenzüberschreitenden Raum-
ordnung und Landesentwicklung von 2009 sind Projekte die-
ser Kooperationen angemessen zu berücksichtigen.

(4) Um eine verlässliche Planung zu gewährleisten, sind
sich die Beteiligten einig, dass Haushaltsbewirtschaftungsmaß-
nahmen mit mittelbeschränkendem Charakter oder haushalts-
wirtschaftliche Sperren nicht auf den Förderfonds Anwen-
dung finden.

(5) In einem Haushaltsjahr nicht durch Zuwendungsbe-
scheid in Anspruch genommene Mittel des Förderfonds, die
mit Beschlüssen oder nach außen gerichteten Festlegungen
auf Maßnahmen verbunden sind, werden wegen der damit
zusammenhängenden Vorarbeiten, Planungen und Auswir-
kungen in folgende Haushaltsjahre übertragen.

(6) Rückflüsse und Zinsen erhöhen das Fördervolumen und
müssen wieder als Fördermittel verwendet werden.

Artikel 2

Inkrafttreten

(1) Der Staatsvertrag bedarf der Ratifikation. Die Ratifikati-
onsurkunden werden bei der Bremischen Senatskanzlei hin-
terlegt, die dem Land Niedersachsen die Hinterlegung der
letzten Urkunde mitteilt. Der Staatsvertrag tritt am Ersten des
auf die Hinterlegung der letzten Urkunde folgenden Monats in
Kraft.

(2) Der Staatsvertrag kann jeweils bis zum Ende eines Ka-
lenderjahres zum Ablauf des übernächsten Jahres gekündigt
werden. In diesem Fall tritt er mit Wirksamwerden der Kündi-
gung außer Kraft.

Delmenhorst, den 6. September 2016

Für den Senat der Freien Hansestadt Bremen
Der Präsident des Senats

Dr. Carsten S i e l i n g

Für das Land Niedersachsen
Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan W e i l
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Niedersächsisches Gesetz
über Schulen für Gesundheitsfachberufe

und Einrichtungen für die praktische Ausbildung
(NSchGesG)

Vom 22. November 2016

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

Regelungsgegenstand

(1) Dieses Gesetz regelt die staatliche Anerkennung von
Schulen für andere als ärztliche Heilberufe, die in Niedersach-
sen ausbilden

1. zur Diätassistentin und zum Diätassistenten,

2. zur Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin und zum
Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger,

3. zur Gesundheits- und Krankenpflegerin und zum Gesund-
heits- und Krankenpfleger,

4. zur Hebamme und zum Entbindungspfleger,

5. zur Logopädin und zum Logopäden,

6. zur Masseurin und medizinischen Bademeisterin und zum
Masseur und medizinischen Bademeister,

7. zur Notfallsanitäterin und zum Notfallsanitäter,

8. zur Orthoptistin und zum Orthoptisten,

9. zur Physiotherapeutin und zum Physiotherapeuten,

10. zur Podologin und zum Podologen oder

11. zur technischen Assistentin in der Medizin und zum
technischen Assistenten in der Medizin, 

und die Aufsicht über diese Schulen.

(2) Dieses Gesetz regelt zudem Anforderungen an Einrich-
tungen des Gesundheitswesens, in denen die praktische Aus-
bildung zu den in Absatz 1 genannten Berufen durchgeführt
wird, und die Aufsicht über diese Einrichtungen.

§ 2

Staatliche Anerkennung

(1) Eine Schule im Sinne dieses Gesetzes bildet nur zu ei-
nem der in § 1 Abs. 1 genannten Berufe aus und darf nur mit
staatlicher Anerkennung betrieben werden.

(2) Die zuständige Behörde erteilt für die Schule auf Antrag
des Schulträgers die staatliche Anerkennung, wenn

1. die jeweiligen Voraussetzungen für die staatliche Aner-
kennung nach den Rechtsvorschriften des Bundes über die
Berufsausbildung erfüllt sind,

2. die für die Ausbildung erforderliche räumliche und säch-
liche Ausstattung zur Verfügung steht,

3. eine Person mit der erforderlichen Ausbildung, Befähigung
und Berufserfahrung für die Leitung der Schule zur Verfü-
gung steht,

4. Lehrkräfte mit der erforderlichen Ausbildung, Befähigung
und Berufserfahrung in ausreichender Zahl für den Unter-
richt zur Verfügung stehen,

5. die Ausbildung inhaltlich und organisatorisch nach dem
jeweiligen Stand der pädagogischen und didaktischen Er-
kenntnisse ausgestaltet ist,

6. Maßnahmen zur Qualitätssicherung getroffen werden und 

7. die praktische Ausbildung durch eine Zusammenarbeit mit
nach § 3 Abs. 1 geeigneten Einrichtungen des Gesundheits-
wesens sichergestellt ist.

(3) Das für die berufliche Bildung zuständige Ministerium
wird ermächtigt, das Nähere zu den Voraussetzungen nach
Absatz 2 durch Verordnung zu regeln.

§ 3

Anforderungen an Einrichtungen
für die praktische Ausbildung, Zulassung

(1) 1Eine Einrichtung des Gesundheitswesens ist für die Zu-
sammenarbeit mit einer Schule geeignet, wenn

1. die Anforderungen an die jeweilige Einrichtung nach den
Rechtsvorschriften des Bundes über die Berufsausbildung
erfüllt sind,

2. die jeweilige Einrichtung von der Schule aus in zumut-
barer Weise erreicht werden kann,

3. die erforderliche räumliche und sächliche Ausstattung zur
Verfügung steht,

4. die für das Erreichen des Ausbildungsziels der praktischen
Ausbildung erforderlichen Behandlungen, Einsätze und
sonstigen Maßnahmen im erforderlichen Umfang stattfin-
den,

5. Anleiterinnen und Anleiter mit der erforderlichen Eignung,
Ausbildung, Befähigung und Berufserfahrung in ausrei-
chender Zahl zur Verfügung stehen und

6. die Anwesenheit von Anleiterinnen und Anleitern bei der
Durchführung der praktischen Ausbildung im erforderli-
chen Umfang sichergestellt ist.

2Das für die berufliche Bildung zuständige Ministerium wird
ermächtigt, das Nähere zu den Anforderungen nach Satz 1
durch Verordnung zu regeln.

(2) Benötigen Einrichtungen des Gesundheitswesens für die
Durchführung des praktischen Teils der Ausbildung oder die
Annahme von Praktikantinnen und Praktikanten nach Rechts-
vorschriften des Bundes über die Berufsausbildung eine Ge-
nehmigung, Ermächtigung oder sonstige Zulassungsentschei-
dung (Zulassung), so ist die Zulassung auf Antrag der Einrich-
tung von der zuständigen Behörde zu erteilen, wenn die Vor-
aussetzungen nach Absatz 1 erfüllt sind.

§ 4

Rücknahme, Widerruf und Erlöschen

(1) 1Die staatliche Anerkennung nach § 2 ist zurückzuneh-
men, wenn die Voraussetzungen für die staatliche Anerken-
nung im Zeitpunkt der Erteilung nicht erfüllt waren und die
Voraussetzungen trotz Aufforderung der zuständigen Behörde
innerhalb einer angemessenen Frist nicht erfüllt werden. 2Im
Übrigen bleibt § 48 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG)
in Verbindung mit § 1 Abs. 1 des Niedersächsischen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes (NVwVfG) unberührt.

(2) 1Die staatliche Anerkennung nach § 2 ist zu widerrufen,
wenn nach ihrer Erteilung die Voraussetzungen für die staat-
liche Anerkennung nicht mehr erfüllt sind und die Vorausset-
zungen trotz Aufforderung der zuständigen Behörde inner-
halb einer angemessenen Frist nicht erfüllt werden. 2Im Übrigen
bleibt § 49 VwVfG in Verbindung mit § 1 Abs. 1 NVwVfG un-
berührt.
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(3) 1Die staatliche Anerkennung nach § 2 erlischt, wenn der
Schulbetrieb nicht innerhalb eines Jahres nach Erteilung der
staatlichen Anerkennung aufgenommen wird oder wenn die
Schule länger als ein Jahr lang nicht betrieben wird. 2In Aus-
nahmefällen kann die zuständige Behörde die Fristen nach
Satz 1 auf Antrag verlängern.

(4) Die Absätze 1 und 2 sind auf die Zulassung einer Ein-
richtung nach § 3 Abs. 2 entsprechend anzuwenden.

§ 5

Aufsicht

(1) 1Die zuständige Behörde hat die Einhaltung der Vor-
schriften dieses Gesetzes und der aufgrund dieses Gesetzes er-
lassenen Verordnungen zu gewährleisten. 2Sie darf insbeson-
dere die Schulen und die Einrichtungen des Gesundheitswe-
sens, in denen die praktische Ausbildung durchgeführt wird,
besichtigen sowie Berichte und Nachweise fordern. 3Zudem
darf sie Einblick in den Unterrichtsbetrieb der Schulen neh-
men.

(2) Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung
(Artikel 13 des Grundgesetzes) wird durch Absatz 1 einge-
schränkt.

§ 6

Erhebungen

1Für Zwecke der Schulverwaltung und der Aufsicht kann
die zuständige Behörde schulbezogene statistische Erhebungen
durchführen. 2Die Leiterin oder der Leiter der Schule ist ver-
pflichtet, an den Erhebungen mitzuwirken. 3Das für die beruf-
liche Bildung zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch
Verordnung das Nähere über die Art der statistischen Erhe-
bung, die Erhebungsmerkmale, die Hilfsmerkmale, die Pflicht
zur Mitwirkung, den Kreis der zu Befragenden, den maßgeb-
lichen Zeitraum der Erhebung sowie bei Erhebungen, die

regelmäßig wiederholt werden sollen, den zeitlichen Abstand
dieser Wiederholungen zu regeln.

§ 7

Zuständige Behörde

Zuständige Behörde ist die Landesschulbehörde.

§ 8

Übergangsregelungen

(1) 1Staatliche Anerkennungen von Schulen, die vor dem
1. Februar 2017 erteilt worden sind, gelten als staatliche Aner-
kennung nach diesem Gesetz fort. 2§ 4 Abs. 1 bis 3 gilt für
nach Satz 1 fortgeltende Anerkennungen entsprechend. 3In
den ersten zwei Jahren ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens
des Gesetzes ist in den Fällen des Satzes 1 die Frist nach § 4
Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 angemessen, wenn sie mindes-
tens bis zum 31. Januar 2019 gewährt wird.

(2) 1Zulassungen von Einrichtungen des Gesundheitswesens,
die vor dem 1. Februar 2017 erteilt worden sind, gelten als Zu-
lassungen nach diesem Gesetz fort. 2§ 4 Abs. 1, 2 und 4 gilt für
nach Satz 1 fortgeltende Zulassungen entsprechend. 3In den
ersten zwei Jahren ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des
Gesetzes ist in den Fällen des Satzes 1 die Frist nach § 4 Abs. 1
Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 angemessen, wenn sie mindestens bis
zum 31. Januar 2019 gewährt wird.

(3) Eine Person, die am 1. Februar 2017 in einem Beschäfti-
gungsverhältnis als Leiterin oder Leiter oder als Lehrkraft an
einer staatlich anerkannten Schule steht, gilt als qualifiziert
im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 3 oder 4.

§ 9

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Februar 2017 in Kraft.

Hannover, den 22. November 2016

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Bernd  B u s e m a n n

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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V e r o r d n u n g
zur Festlegung des Anwendungsbereichs

bundesrechtlicher Mieterschutzvorschriften
(Niedersächsische Mieterschutzverordnung)

Vom 8. November 2016

Aufgrund des § 556 d Abs. 2 Satz 1, des § 558 Abs. 3 Satz 3
und des § 577 a Abs. 2 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs
(BGB) in der Fassung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 2909;
2003 I S. 738), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 24. Mai 2016 (BGBl. I S. 1190), wird verordnet:

§ 1

Gebiete mit angespannten Wohnungsmärkten im Sinne des
§ 556 d Abs. 2 Sätze 2 und 3 BGB sind die Gebiete 

1. der Landeshauptstadt Hannover,

2. der Hansestädte Buxtehude und Lüneburg,

3. der Städte Borkum, Braunschweig, Buchholz in der Nord-
heide, Göttingen, Langenhagen, Leer (Ostfriesland), Norder-
ney, Oldenburg (Oldenburg), Osnabrück, Vechta und Wolfs-
burg,

4. der Inselgemeinde Juist, 

5. des Nordseebades Wangerooge und

6. der Gemeinden Baltrum, Langeoog und Spiekeroog.

§ 2

Gebiete, in denen die Kappungsgrenze abweichend von
§ 558 Abs. 3 Satz 1 BGB 15 Prozent beträgt, sind die Gebiete

1. der Landeshauptstadt Hannover,

2. der Hansestädte Buxtehude und Lüneburg,

3. der Städte Borkum, Braunschweig, Buchholz in der Nord-
heide, Göttingen, Langenhagen, Leer (Ostfriesland), Norder-

ney, Oldenburg (Oldenburg), Osnabrück, Vechta und Wolfs-
burg,

4. der Inselgemeinde Juist, 

5. des Nordseebades Wangerooge und

6. der Gemeinden Baltrum, Langeoog und Spiekeroog.

§ 3

In den Gebieten

1. der Landeshauptstadt Hannover,

2. der Hansestädte Buxtehude und Lüneburg,

3. der Städte Borkum, Braunschweig, Buchholz in der Nord-
heide, Göttingen, Langenhagen, Leer (Ostfriesland), Norder-
ney, Oldenburg (Oldenburg), Osnabrück, Vechta und Wolfs-
burg,

4. der Inselgemeinde Juist,

5. des Nordseebades Wangerooge und

6. der Gemeinden Baltrum, Langeoog und Spiekeroog

beträgt die Frist nach § 577 a Abs. 1 und 1 a BGB fünf Jahre.

§ 4

1Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 2016 in Kraft. 2Sie
tritt mit Ablauf des 30. November 2023 außer Kraft. 3Abwei-
chend von Satz 2 treten die §§ 1 und 2 mit Ablauf des 30. No-
vember 2021 außer Kraft.

Hannover, den 8. November 2016

Die Niedersächsische Landesregierung

W e i l R u n d t
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V e r o r d n u n g
zur Durchführung des

Niedersächsischen Erwachsenenbildungsgesetzes
(DVO-NEBG)

Vom 16. November 2016

Aufgrund des § 3 Abs. 7, des § 4 Abs. 3 Satz 3 und des § 8
Abs. 4 des Niedersächsischen Erwachsenenbildungsgesetzes
(NEBG) vom 17. Dezember 1999 (Nds. GVBl. S. 430), zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz vom 23. November 2004 (Nds. GVBl.
S. 508), wird verordnet:

§ 1

Finanzhilfeberechtigung

(1) Bei der Beurteilung des Überwiegens nach § 3 Abs. 5
Nrn. 1 und 2 NEBG ist bei Volkshochschulen und bei Landes-
einrichtungen auf die Zahl der Unterrichtsstunden und bei
Heimvolkshochschulen auf die Zahl der Teilnehmertage ab-
zustellen; dabei bleiben Bildungsmaßnahmen, die nach § 3
nicht auf den Arbeitsumfang angerechnet werden, unberück-
sichtigt.

(2) 1Die Einrichtung dient weit überwiegend im Sinne des
§ 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 NEBG der Erwachsenenbildung, wenn
auf Maßnahmen der Erwachsenenbildung ein Anteil von min-
destens zwei Dritteln der gesamten Tätigkeit der Einrichtung
entfällt. 2Absatz 1 gilt entsprechend. 3Nimmt die Einrichtung
neben der Bildungsarbeit sonstige Aufgaben wahr, so ist ab-
weichend von Satz 2 der Anteil der Personal-, Sach- und In-
vestitionskosten an den Gesamtkosten maßgeblich.

(3) Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit (§ 3 Abs. 1 Satz 1
Nr. 5 NEBG) ist jährlich nachzuweisen.

§ 2

Nachweise

(1) 1Der für die Feststellung der Finanzhilfe maßgebliche
Arbeitsumfang ist auf einem Vordruck des Fachministeriums
schriftlich oder in elektronischer Form nachzuweisen. 2Das
Vorliegen der Voraussetzungen nach § 8 Abs. 1 NEBG ist zu
bestätigen.

(2) Die Heimvolkshochschulen haben darzulegen, in wel-
chem Umfang ihr hauptberuflich beschäftigtes pädagogisches
Personal (§ 6 Abs. 2) an den durchgeführten Bildungsmaß-
nahmen im Jahresdurchschnitt mitwirkt und welcher Art die
Mitwirkung ist.

§ 3

Berücksichtigungsfähiger Arbeitsumfang

Nicht auf den Arbeitsumfang angerechnet werden Bildungs-
maßnahmen, die 

1. nicht allen Erwachsenen offen stehen, es sei denn, dass
eine bestimmte Auswahl des Teilnehmerkreises aus be-
sonderen Gründen geboten ist, wie insbesondere in dem
Fall, dass für die Teilnahme an der Maßnahme vergleich-
bare Bildungs- oder Erfahrungsvoraussetzungen erforder-
lich sind, sich dies aus der Ankündigung (§ 5) ergibt und
bei der Auswahl nicht auf die Zugehörigkeit zu Parteien,
politischen Vereinigungen, Bürgerinitiativen, Gewerkschaf-
ten, Religionsgemeinschaften, Arbeitgeberverbänden oder
ähnlichen Vereinigungen abgestellt wird,

2. einer betriebsinternen und betriebsorientierten Weiterbil-
dung dienen, die sich gezielt an die Mitarbeiterschaft ein-
zelner oder mehrerer Arbeitgeber richtet und spezifische
auf den Arbeitsplatz bezogene Inhalte vermittelt, es sei
denn, es handelt sich um Maßnahmen nach § 7 Abs. 15
bis 19,

3. unter Inanspruchnahme eines örtlichen Ausrichters
durchgeführt werden, der über eigenes hauptberuflich
beschäftigtes pädagogisches Personal verfügt, es sei denn,
dass die Einrichtung für die betreffenden Bildungsmaß-
nahmen auf der Grundlage einer mehrjährigen engen Zu-
sammenarbeit mit dem örtlichen Ausrichter die pädago-
gische Verantwortung durch eigenes, dafür besonders
qualifiziertes pädagogisches Personal selbst wahrnimmt,

4. unter Inanspruchnahme eines örtlichen Ausrichters
durchgeführt werden, der erwerbswirtschaftlich tätig ist
oder die erwerbswirtschaftliche Tätigkeit anderer unter-
stützt,

5. überwiegend der Ausübung und nicht dem Erlernen von
Fertigkeiten dienen,

6. Erholung oder Unterhaltung zum Ziel haben,

7. touristischen Charakter haben oder Studienreisen und
Studienfahrten sind,

8. auf sportliche Weiterbildung, Selbstverteidigung, Erste Hilfe
oder Gymnastik einschließlich Pflege-, Kranken- und
Schwangerschaftsgymnastik gerichtet sind,

9. dem Erwerb von Berechtigungen zum Führen von Land-,
Wasser- und Luftfahrzeugen dienen,

10. dem Erwerb von Jagd- oder Fischereischeinen oder ähnli-
cher Berechtigung dienen oder

11. dem Erwerb esoterischer, astrologischer oder vergleichba-
rer Techniken dienen.

§ 4

Anforderungen an Bildungsmaßnahmen,
Unterrichtsstunden und Teilnehmertage

(1) 1Eine Unterrichtsstunde dauert 45 Minuten. 2Weicht der
Unterrichtstakt von Satz 1 ab, so ist die Gesamtdauer der
Maßnahme rechnerisch in Unterrichtsstunden zu ermitteln;
Bruchteile bleiben unberücksichtigt.

(2) Für eine Bildungsmaßnahme müssen mindestens sieben
Teilnehmende eingeschrieben sein, wobei bei Bildungsmaß-
nahmen nach § 7 Abs. 10 Familienangehörige oder betreuen-
de Personen als Teilnehmende gezählt werden, wenn ihre
Anwesenheit zur Betreuung erforderlich ist.

(3) 1Eine Bildungsmaßnahme muss mindestens drei Unter-
richtsstunden umfassen. 2Sie darf nicht als untergeordneter
Teil einer anderen Veranstaltung durchgeführt werden.

(4) 1Teilnehmertage werden ermittelt nach der Zahl der in
das Internat aufgenommenen Teilnehmenden und der Dauer
ihrer Anwesenheit. 2Ein Tag der Anwesenheit muss bei Mehr-
tagesseminaren acht Unterrichtsstunden umfassen, wobei Tage
der An- und der Abreise als jeweils ein Tag gelten, soweit je-
weils mindestens vier Unterrichtsstunden stattfinden. 3Eine
Maßnahme mit nur einer Übernachtung wird bei der Ermitt-
lung der Teilnehmertage dann berücksichtigt, wenn am An-
und Abreisetag jeweils mindestens sechs Unterrichtsstunden
stattfinden.

(5) 1An Bildungsmaßnahmen können auch Kinder teilneh-
men, wenn die Themenstellung eine unmittelbare Einbezie-
hung von Kindern erfordert. 2Ihre Teilnahme wird zu 50 Pro-
zent berücksichtigt, wenn es sich um eine Bildungsmaßnah-
me nach § 8 Abs. 3 Nr. 7 oder 11 NEBG handelt und das Kind
das vierte Lebensjahr vollendet hat.
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§ 5

Ankündigung von Bildungsmaßnahmen

(1) 1Ankündigungen nach § 8 Abs. 1 Satz 1 NEBG müssen 

1. im gesamten oder in einem regionalen Arbeitsbereich der
Einrichtung oder eines örtlichen Ausrichters durch Pro-
grammhefte, Presseveröffentlichungen, allgemein zugäng-
liche Medien oder Aushänge erfolgen, 

2. an einen unbestimmten Personenkreis gerichtet sein, es
sein denn, dass eine bestimmte Auswahl des Teilnehmer-
kreises aus besonderen Gründen geboten ist (§ 3 Nr. 1)
oder es sich um eine Maßnahme nach § 8 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6
NEBG handelt, und 

3. den Namen der Einrichtung enthalten. 
2Wird ein örtlicher Ausrichter für die Durchführung in An-
spruch genommen, so muss die Ankündigung deutlich auf die
pädagogische Verantwortung der Einrichtung hinweisen.

(2) Die Teilnehmenden sind in der Ankündigung über The-
ma und Inhalte der Bildungsmaßnahme zu informieren.

§ 6

Pädagogische Verantwortung

(1) 1Die pädagogische Verantwortung der Einrichtung nach
§ 8 Abs. 1 NEBG ist insbesondere durch die eigene allgemeine,
inhaltliche, methodische und organisatorische Planung der
Bildungsarbeit zu gewährleisten. 2Wird für die Durchführung
einer Bildungsmaßnahme ein örtlicher Ausrichter in Anspruch
genommen, so ist die bestimmende Einflussnahme der Ein-
richtung bereits bei der Planung der Maßnahme schriftlich
festzulegen. 3Für mehrere Bildungsmaßnahmen eines Aus-
richters kann die Einflussnahme insgesamt festgelegt werden.

(2) 1Bei Maßnahmen in der pädagogischen Verantwortung
von Heimvolkshochschulen muss das hauptberuflich beschäf-
tigte pädagogische Personal im Jahresschnitt mindestens zur
Hälfte selbst unterrichten. 2Dem Unterricht steht die Modera-
tion von Bildungsmaßnahmen gleich, bei denen wegen beson-
derer fachlicher Anforderungen zusätzlich andere Lehrkräfte
eingesetzt werden. 3Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für Maß-
nahmen des Zweiten Bildungsweges, die von hauptberuflich
beschäftigtem pädagogischem Personal der Heimvolkshoch-
schulen mit der Befähigung für die Laufbahn der Laufbahn-
gruppe 2 der Fachrichtung Bildung geplant, begleitet und
ausgewertet werden.

(3) 1Werden Bildungsmaßnahmen gemeinsam von mehre-
ren Einrichtungen oder von diesen und Dienststellen des Lan-
des, Hochschulen oder Kammern durchgeführt, so kann die
pädagogische Verantwortung auch gemeinsam wahrgenom-
men werden, wenn die Beteiligten dafür die inhaltlichen und
pädagogischen Voraussetzungen erfüllen. 2Die Beteiligten le-
gen bereits bei der Planung der Maßnahme schriftlich fest, für
welche Einrichtung und mit welchem Anteil diese Maßnah-
me berücksichtigt werden soll.

§ 7

Bildungsmaßnahmen, die besonderen gesellschaftlichen
Erfordernissen entsprechen

(1) Bildungsmaßnahmen nach § 8 Abs. 3 Satz 1 NEBG dür-
fen nicht unter § 3 fallen, müssen Zielen nach den Absätzen 2
bis 16 dienen und die dort genannten Anforderungen erfüllen.

(2) 1Maßnahmen der politischen Bildung müssen geeignet
sein, den Teilnehmenden Kenntnisse und Fähigkeiten zu ver-
mitteln, die sie in die Lage versetzen,

1. sich ein selbständiges Urteil über das politische, wirtschaft-
liche und gesellschaftliche Geschehen der Gegenwart ein-
schließlich der historischen Zusammenhänge und künfti-
gen Entwicklungen zu bilden,

2. die Bedingungen und Möglichkeiten ihrer sozialen Exis-
tenz zu erkennen,

3. Verantwortung für die Gestaltung des gesellschaftlichen
Lebens wahrzunehmen und

4. die demokratischen Grundwerte zu akzeptieren und wert-
zuschätzen sowie für Toleranz und Menschenwürde, die
Durchsetzung der Menschenrechte, die Gleichberechti-
gung von Mann und Frau und für soziale Gerechtigkeit
einzutreten.

2Ausgenommen sind Maßnahmen, die überwiegend die An-
wendung geltenden Rechts zum Gegenstand haben oder der
Vorbereitung auf Berufs- oder Laufbahnprüfungen dienen.

(3) 1Maßnahmen der wert- und normenorientierten Bildung
sollen

1. das Verständnis für die in der Gesellschaft wirksamen
Wertvorstellungen und Normen vermitteln und 

2. die Fähigkeit und Bereitschaft entwickeln, das Gewissen
und die Menschenrechte als Quelle und Orientierung für
eine verantwortliche Lebensführung zu erkennen und da-
nach zu handeln.

2Zur wert- und normenorientierten Bildung gehören insbeson-
dere die Auseinandersetzung mit den Grundlagen des Zusam-
menlebens in Ehe, Familie, Partnerschaft und persönlichem
Umfeld, mit der Verantwortung für Umwelt, Zukunft sowie
die innergesellschaftliche und internationale Friedens- und
Konflikterziehung.

(4) 1Maßnahmen zu ökonomischen und ökologischen Grund-
fragen sollen den Teilnehmenden Kenntnisse vermitteln, die
sie in die Lage versetzen, ökonomische Sachverhalte der so-
zialen Marktwirtschaft zu verstehen. 2Zu diesen Grundfragen
zählen auch Fragen der Wirtschafts-, Sozial- und Gesell-
schaftsordnung sowie der Umwelt und der Nachhaltigkeit
einschließlich des Verhältnisses zwischen Ökonomie und
Ökologie.

(5) Maßnahmen des Zweiten Bildungsweges bereiten auf
die nachträgliche Erlangung von Abschlüssen der Sekundar-
bereiche I und II sowie gleichwertiger ausländischer Schulab-
schlüsse oder auf die Prüfung zum Erwerb der Hochschulzu-
gangsberechtigung ohne Hochschulreife vor.

(6) Maßnahmen zur Alphabetisierung vermitteln Analpha-
beten Lese- und Schreibfähigkeit in der deutschen Sprache so-
wie Kenntnisse in den Grundrechenarten.

(7) 1Maßnahmen, die die Integration von Zuwanderern zum
Ziel haben, sollen zu einer umfassenden und nachhaltigen
Eingliederung beitragen. 2Dazu gehören insbesondere das Er-
lernen der deutschen Sprache zur gesellschaftlichen und be-
ruflichen Integration sowie zur Auseinandersetzung mit der
Rechtsordnung, Kultur und Geschichte Deutschlands.

(8) 1Maßnahmen zum Abbau geschlechtsspezifischer Be-
nachteiligungen richten sich auf den Ausgleich geschlechts-
bedingter beruflicher und gesellschaftlicher Nachteile. 2Dazu
gehören insbesondere Angebote zur beruflichen Orientierung
und Qualifizierung mit dem Ziel der Eingliederung in das Be-
rufsleben nach einer Familienphase sowie Angebote, die Frauen
zur Übernahme von verantwortlichen Funktionen in politi-
schen, sozialen und kulturellen Aufgabenbereichen sowie in
Verbänden motivieren und qualifizieren.

(9) Maßnahmen der Qualifizierung zur Ausübung von Eh-
renämtern und freiwilligen Diensten sollen die Teilnehmen-
den in die Lage versetzen, sich im politischen, sozialen,
kulturellen oder bürgerschaftlichen Bereich zum Wohl der
Gesellschaft zu betätigen.

(10) 1Maßnahmen, die geeignet sind, die soziale Eingliede-
rung von Menschen mit Behinderungen zu fördern oder deren
spezielle Benachteiligungen zu mildern oder auszugleichen,
müssen den besonderen Bildungsbedürfnissen geistig, seelisch
und körperlich behinderter Menschen Rechnung tragen und
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für diesen Personenkreis ausgeschrieben sein. 2Die Bildungs-
inhalte sollen zur Verbesserung der Lebenssituation Behin-
derter und deren sozialer Eingliederung beitragen. 3Die Bil-
dungsmaßnahmen müssen außerhalb organisierter Arbeits-
prozesse stattfinden und dürfen nicht vorrangig der Therapie
oder Betreuung dienen. 

(11) Maßnahmen zur Eltern- und Familienbildung sollen
Frauen und Männer befähigen, 

1. partnerschaftlich in wichtigen familiären und sozialen All-
tagsfragen zusammenzuwirken, 

2. sich bei den gemeinsamen Aufgaben und Anforderungen
in der Familie, in der Partnerschaft und in der Kindererzie-
hung gegenseitig zu ergänzen sowie 

3. handlungskompetent bei der Mitgestaltung des gesell-
schaftlichen Umfeldes zu sein.

(12) Maßnahmen für junge Erwachsene zur Unterstützung
bei der persönlichen und beruflichen Orientierung in der
Übergangsphase von der Schule zum Beruf sollen die Motiva-
tion und die Fähigkeit stärken, die eigenen Fähigkeiten und
beruflichen Anforderungen zu reflektieren, um eine eigenver-
antwortliche Entscheidung über die persönliche berufliche
Entwicklung im Rahmen des lebenslangen Lernens treffen zu
können.

(13) Maßnahmen zur Orientierung und Qualifizierung mit
dem Ziel der Eingliederung in das Erwerbsleben sollen dazu
beitragen, die Chancen für den beruflichen Einstieg und Wie-
dereinstieg zu erhöhen und damit verstärkt die Möglichkeiten
schaffen, eine auf Dauer angelegte berufliche Tätigkeit auszu-
üben. 

(14) Maßnahmen zur wirtschaftlichen und sozialen Struk-
turverbesserung im ländlichen Raum sollen 

1. innovativ und zielgerichtet unter besonderer Berücksich-
tigung der Entwicklungsperspektiven im ländlichen Raum
sein,

2. dem Ausgleich sozialer Benachteiligungen dienen oder

3. Bildungsnetzwerke zur Stärkung der Wirtschaft und sozio-
kulturellen Identität fördern.

(15) 1Maßnahmen, die der qualitativen Weiterentwicklung
von Kindergärten und Schulen dienen, sollen dem pädagogi-

schen Fachpersonal dieser Einrichtungen Kenntnisse und
Fähigkeiten vermitteln, die der Stärkung der Lernprozesse,
der verbesserten Zusammenarbeit, der inhaltlichen Abstim-
mung zwischen den Einrichtungen und damit der Förderung
der Bildungsarbeit in Kindergärten und Schulen dienen.
2Dazu zählen auch Maßnahmen zur Verbesserung der Koope-
ration mit Eltern und außerschulischen Institutionen.

(16) 1Maßnahmen, die in Kooperation mit Hochschulen
und deren Einrichtungen stattfinden, sollen wissenschaftliche
Erkenntnisse vermitteln und in gemeinsamer pädagogischer
Verantwortung der Einrichtung der Erwachsenenbildung und
der Hochschule oder deren Einrichtungen durchgeführt wer-
den. 2Diese Maßnahmen sind durch hauptberufliches wissen-
schaftliches Personal der Hochschulen oder durch Personen
durchzuführen, denen zwecks Förderung des wissenschaftli-
chen und künstlerischen Nachwuchses ein Stipendium zur
Vorbereitung auf die Promotion oder die Habilitation oder zur
Beteiligung an einem vergleichbaren Forschungs- oder Ent-
wicklungsvorhaben der Hochschule gewährt wird.

(17) Maßnahmen, die in Kooperation mit Hochschulen und
deren Einrichtungen stattfinden und die Übergänge vom Be-
ruf oder von der Schule zur Hochschule verbessern, sollen
insbesondere Informationen über das Studium und über Stu-
diengänge sowie Grundkenntnisse im Bereich des wissen-
schaftlichen Arbeitens vermitteln.

(18) Maßnahmen, die in Kooperation mit Hochschulen und
deren Einrichtungen stattfinden und durch die Einrichtungen
der Erwachsenenbildung Lehranteile der Hochschule auf der
Grundlage von Vereinbarungen übernehmen, müssen der je-
weiligen Studien- und Prüfungsordnung entsprechen.

(19) Maßnahmen, die in Kooperation mit Hochschulen und
deren Einrichtungen stattfinden und mit denen neue Vermitt-
lungsmethoden erprobt werden, sollen didaktisch innovative
Ansätze beinhalten.

§ 8

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2016 in
Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2018 außer Kraft.

Hannover, den 16. November 2016

Die Niedersächsische Landesregierung

W e i l H e i n e n - K l j a j i c
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Subdelegationsverordnung-Justiz

Vom 22. November 2016

Aufgrund des § 99 Abs. 7 Satz 2 des Steuerberatergesetzes
in der Fassung vom 4. November 1975 (BGBl. I S. 2735), zu-
letzt geändert durch Artikel 13 des Gesetzes vom 18. Juli 2016
(BGBl. I S. 1679), wird verordnet:

Artikel 1

In § 1 der Subdelegationsverordnung-Justiz vom 6. Juli 2007
(Nds. GVBl. S. 244), zuletzt geändert durch Verordnung vom
6. März 2014 (Nds. GVBl. S. 71), wird die folgende neue Num-
mer 33 eingefügt:

„33. § 99 Abs. 7 Satz 1 des Steuerberatergesetzes,“.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft. 

Hannover, den 22. November 2016

Die Niedersächsische Landesregierung

W e i l N i e w i s c h - L e n n a r t z
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